
• • 
n - 2§$ der Beilagen zu den Srenographi~chen Protoko !len 

des Nationalrates XV. G .. ~.:t",.~d,.,.nusperiodc 

A n t rag 

der Abgeordneten Mühlbach~r 

und Genossen 

jJü. ~2-1/1I 

betreffend Änderung des Bundesgesetzes vom 12. Mai 1977, 

BGBL. Nr. 296 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. 

Nr. 102/1979, betreffend die Erleichterung der Finanzie-

rung von Unternehmungen durch Garantien der Finanzierungs-

garantie-Gesellschaft rn.b.H. mit Haftungen des BundeE 

(Garantiegese~z 1977) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom 1981 6 mit dem das Garantie-

gesetz 1977 geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Garantiegesetz 1977, BGBL. Nr. 296 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBL. Nr. 102/1979 wird wie folgt geändert: 

1. § 1 hat zu lauten: 

c 

"§ 1". (1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, 

zur Erleichterung der Finanzierung von Unternehmungen mit 

Sitz im Inland sich namens des Bundes zu verpflichten, die 

Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mit, beschränkter Haftung 
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(im folgenden Gesellschaft genannt) nach Maßgabe dieses 

Bundesgesetzes schadlos zu halten, falls diese aus der 

Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten im Sinne dieses Bundes­

gesetzes Zahlungen zu leisten hat, die nicht aus Mitteln 

gedeckt werden können, die die Gesellschaft der Deckungs­

rücklage gemäß § 2 zuzuweisen hat. Finanzierungen von Un­

ternehmungen im Sinne dieses Bundesgesetzes können in Form 

von Krediten (Darlehen) oder durch Übernahme von Beteili­

gungen bestehen. 

{2) Der Bund2sminis~er für Finanzen darf Verpflichtungen 

gemäß Abs.\ 1 nur bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamt­

betrag von 4 Mrdo S. an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten 

und nur dann übernehmen, wenn 

1. die von der Gesell~chaft zu übernehmenden Haftungen in 

Form von Garantien oder Ausfallbürgschaften (im folgen­

den Garantien genannt) zur Förderung der 

a) langfristigen Finanzierung von Investitionen ein­

schließlich des mit diesen Investitionen verbundenen 

Betriebsmittelbedarfesi oder 

b) Finanzierung von Fertigungsüberleitungen; oder 

c) Verbesserung der Finanzierungsstruktur durch Betei­

ligungsfinanzierung, durch gegenüber den übrigen Gläu­

bigern nachrangige Kreditfinanzierung oder durch son­

stige langfristige Kreditfinanzierung 

dienen; 

2. aufgrund der Vorschau der Gesellschaft nach angemessener 

Anlaufzeit eine nachhaltige Verbesserung der Ertragslage 

des Kreditnehmers oder der Unternehmung, an der eine Be­

teiligung erworben wird, erwartet werden kann und 
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3. sich die Finanzierung auf inländische industrielle 

oder gewerbliche Produktions- oder Forschungsunter­

nehmungen sowie Unternehmungen der inländischen Frem­

denverkehrs- oder Verkehrswirtschaft erstreckt. 

(3) Weiters darf der Bundesminister für Finanzen Verpflich­

tungen gemäß Abs. 1 nur dann übernehmen, wenn 

1. die Von ~r Gesellschaft zu übernehmende Garan~ie 

a) 85 v. H. des Buchwertes des garantierten Rechtes 

zuzüglich anteiliger Zinsen und Kosten nicht über­

steigt oder 

b) höchstens den vollen Buchwert des garantierten Rech­

tes zuzüglich anteiliger Zinsen und Kosten umfaBt, 

falls 

aa) der gewährte Kredit als Deckung für vom Kreditge­

ber auszugebende langfristige Teilschuldverschrei­

bungen bestimmt oder es zufolge gesetzlicher Veran­

lagungsvorschriften beim Kreditgeber erforderlich 

ist, und sich der Kreditgeber, eine ander Kredit­

unternehmung oder eine Körperschaft des öffentli­

chen Rechtes verpflichtet, im Falle der Inanspruch­

nahme der Garantie die Gesellschaft nach Erfüllung 

der Garantieverpflichtung mit mindestens 15 v. H. 

des 'Ausfalls schadlos zu halten; oder 

bb) der gewährte Kredit der Finanzierung von Fertigungs­

überleitungen dient; oder 

cc) der gewährte Kredit gegenüber den übrigen Gläubi­

gern als nachrangig erklärt ist. 
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2. die Gesamtlaufzeit der Garantie 17 Jahre nicht über­

steigt; 

3. die Garantie auf Schillingwährung lautet und 

4. die von der Gesellschaft zu übernehmende Garantie im 

Einzelfall 2,5 Mill. S hinsichtlich der inländischen 

Fremdenverkehrswirtschaft 1 Mill. S nicht unterschrei­

tet. Falls es die Uber~ahme der Garantie zur Verbesse­

rung der Finanzstruktur erfordert oder die Garantie für 

Kredite zur Finanzi~~~~g von F~rtigun1sabev12ituns~n 

übernommen wird, kö~nen jedoch die genannten Betrags­

grenzen auch unterschritten werden. 

(4) Die Garantie der Gesellschaft ist aufgrund der vom 

Bund übernommenen Verpflichtung der Haftung öffentlich­

rechtlicher Körperschaften gleichzuhalten. 

2. Nach § 1 sind folgende §§ 1a und 1b einzufügen: 

"§ 1a. (1) der Bundesminister für Finanzen ist ferner er­

mächtigt, sich namens des Bundes zu verpflichten, die Gesell­

schaft nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes schadlos zu halten, 

falls diese im besonderen gesamtwirtschaftlichen Interesse 

die Einbringli~hkeit von Forderungen von Unternehmungen mit 

Sitz im Inland (Garantienehmer) gegen Unternehmungen mit 

Sitz im Inland (Schuldner), über die ein Ausgleichs- oder 

Konkursverfahren eröffnet, dessen Eröffnung beantragt wurde 

oder bei denen die objektiven Voraussetzungen für ein Insol­

venzverfahren vorliegen, höchstens zu dem aushaftenden Betrag 

garantiert und diese aus der Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 

im Sinne dieses Bundesgesetzes Zahlungen zu leisten hat, die 

nicht aus Mitteln gedeckt werden können, die die Gesellschaft 
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der Deckungsrücklage gemäß § 2 zuzuweisen hat. Die Gesell­

schaft kann Forderungen aus Eventualverbindlichkeiten in 

die Garantie einbeziehen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf die Verpflichtung 

gemäß Abs. 1 nur übernehmen, wenn 

1. die von der Gesellschaft nach Abs. 1 insgesamt übernom­

menen Garantien einen Betrag von 3 Mrd. S nicht überstei­

gen; 

2. dIe Garantie der GaselLschaft innerhalb eine: Lau~zsi~ 

von höchstens 25 Jahren durch Wertberichtigungen in 

vereinbarten Zeitabschnitten hinfällig wird; 

3. bei dem Garantienehmer auf die garantierte Forderung 

eingehende Leistung die Garantie 

der Gesellschaft sofort dergestalt vermindern, daß 

sich die Laufzeit der Garantie entsprechend verkürzt; 

4. die Garantie auf Schillingwährung lautet; 

5. die GarantLe im Einzelfall 50 Mill. S nicht unterschrei­

tet; 

5. aufgrund der von der Gesellschaft zu beurteilenden wirt­

schaftlichen und rechtlichen Verhältnisse des Garantie­

nehmers zu erwarten ist, daß die garantierte Forderung 

während der Laufzeit der Garantie - unter Berücksichtigung 

Von durch den Schuldner oder durch Dritte aufgrund zu er­

wartender Leistungen ~ durch den Garantienehmer vereinba­

rungsgemäß wertherichtigt werden kann. 

(3}Der Garantienehmer hat den garantierten Teil der Forderung 

in der jeweiligen Höhe als Vermögen auszuweisen; wird die Ga­

rantie jedoch in längeren Zeiträumen als einem Jahr vermindert, 

können zwischenzeitlich Rückstellungen steuerwirksam bis zur 

Höhe des Betrages vorgenommen werden, um den die Garantie von 

einem Stichtag zum folgenden vermindert wird. 
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§ lb. (I) Zur Förderung der Finanzierung von Investitionen 

von besonderem gesamtwirtschaftlichen Interesse ist die Ge­

sellschaft ermächtigt, nach Maßgabe der ihr vom Bund zur 

Verfügung gestellten Mittel Annuitäten-, Zinsen- und Kre­

ditkostenzuschüsse oder sonstige Zuschüsse an nach dem 

31. Dezember 1978 im Handelsregister eingetragene Unterneh­

mungen mit Sitz im Inland zu gewähren, wenn 

1. aufgr~nd der Vorschau der antragstellenden Unterneh­

mung nach angemessener Anlaufzeit eine nRchh~ltige 

Verbesserung der Ertrag3lage der Unternehmung er~artet 

werden kann und 

2. sich die Finanzierung auf inländische industrielle Pro­

duktions- oder Forschungsunternehmungen erstreckt. 

(2) Die Gesellschaft ist ferner ermächtigt, nach Maßgabe 

der ihr vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel Zuschüsse 

zur Durchführung der Sanierung von Unternehmungen mit Sitz 

im Inland zu leisten, soweit deren Realisierung aufgrund 

der von der Gesellschaft zu beurteilenden Vorschauen erwar­

tet werden kann. 

(3) Die G~sellschaftist ferner ermächtigt, im gesamtwirt­

schaftlichen Interesse zur Abwendung nachhaltiger Schädigung 

der Ertragskraft von Unternehmungen mit Sitz im Inland For­

derungen gegen Unternehmungen mit Sitz im Inland, über die 

ein Ausgleichs- oder Konkursverfahren eröffnet, dessen Er­

öffnung beantragt wurde oder bei denen die objektiven Vor­

aussetzungen für ein Insolvenzverfahren vorliegen, höchstens 

zum aushaftenden Betrag bis zur Höhe von insgesamt 600 Mill. 

S im Zessionsweg unter Ausschluß der Haftung für den Zedenten 

zu erwerben, wenn mit dem Zedenten vereinbart wurde, daß die 

Gesellschaft den Gegenwert innerhalb eines Zeitraumes von 

15 Jahren ohne Verrechnung von Zinsen abzustatten hat. Der 
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Zedent hat den Gegenwert in der jeweils aushaftenden Höhe 

als Vermögen auszuweisen. Soweit die Abstattungen an den 

Zedenten nicht aus allfälligen Eingängen auf die Forderung 

geleistet werden können, hat die Gesellschaft die Forderung 

nach Maßgabe der Abstattung des Gegenwertes wertzuberichti­

gen. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, sich na­

mens des Bundes zu verp~lichten, die Gesellschaft im Ausmaß 

der nach diesem Absatz vorzunehmenden Wertberichtigungen 

im Sinne der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes schadlos 

zu halten." 

3. § 2 Abs. 1 hat zu lauten: 

"§ 2. (1) Die Gesellschaft hat ein Korito für eine Deckungs­

rücklage einzurichten~ Diesem Konto ist der jährliche Saldo 

aus Erträgen und Aufwendungen (ausschließlich der Wertberich­

tigungen gemäß § Ib Abs. 3) gutzuschreiben oder anzulasten; 

ferner sind die Rückflüsse auf aus den Garantien geleisteten 

Zahlungen gutzuschreiben sowie die Zahlungen aus von der Ge­

sellschaft übernommenen Garantien und die Wertberichtigungen 

gemäß § Ib Abs. 3 anzulasten." 

4. § 3 hat zu lauten: 

"§ 3. Der Bund kann von der Gesellschaft aus seinen Verpflich­

tungen gemäß den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes jeweils 

in dem Ausmaß und zu dem Zeitpunkt in Anspruch genommen wer­

den, als die Summe der Belastungen auf dem Konto gemäß § 2 

Abs. 1 die Summe der Gutschriften übersteigt. Übersteigen 

dLe Gutschriften die Belastungen um einen Betrag von me~r als 

50 Mill. S, ist der übersteigende Betrag an den Bund abzufüh-

ren." 
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5. § 4 hat zu lauten: 

"§ 4. "(I) Die Gesellschaft hat für ihre Garantieübernahmen 

gemäß § 1 die Zahlung eines Entgeltes von mindestens 0,25 

v.H. jedoch nicht mehr als 0,75 v.H. des Buchwertes des ga­

rantierten Rechtes zum 30. Juni und 31. Dezember j~den Jah­

res zu vereinbaren. 

(2) Die Gesellschaft hat für die Garantieübernahme gemäß 

§ 1a ein Garantieentgelt in der Höhe von mindestens 0,05 

v.H., jedoch nicht. P.1eh:c als 0,25 v. H., des Buch'"ertes 

des garantierten Rechtes zum 30. Juni und 31. Dezember zu 

vereinbaren." 

6. Im § 5 Abs. 2 haben die ersten beiden Sätze zu lauten: 

"Dem Beauftragten (Stellvertreter) obliegt insbesondere 

die Prüfung der bei der Gesellschaft eingereichten Anträge 

hinsichtlich der Voraussetzungen für die Ubernahme der Ver­

pflichtungen durch den Bund. Voraussetzung für die Ubernah-

me der Verpflichtungen durch den Bund ist die Zustimmung" des 

Beauftragten (Stellvertreter) zur Ubernahme der Garantie 

durch_die Gesellschaft im Einzelfall aufgrund seiner Prüfung." 

7. § 5 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) DieBestim~ungen der Abs. 1 und 2 finden hinsichtlich 

§ lb sinngemäß Anwendung." 

8. Im § 6 Abs.l sind die Worte "zur Finanzierung von Vorha­

ben" durch die Worte "zu Finanzierungen" zu ersetzen. 
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9. § 7 Abs. 1 hat zu lauten: 

"(1) Für die Übernahme von Verpflichtungen des Bundes 

gemäß §§ 1 bis 3 und der Haftung des Bundes gemäß § 6 

ist kein Entgelt zu erheben." 

10. § 8 hat zu lauten: 

n§ 8. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, 

der Gesellschaft für die im § lb Abs. 1 un~ 2 genannt2D 

Zwecke Zuschüsse zu gewähren. Die Höhe der entsprechen­

den Mittel ist durch Gesetz festzulegen." 

Artikel II 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Aug~st 1981 in Kraft. 

Mit Ablauf des 31. Juli 1981 erlischt die dem Bundesmi­

nister für Finanzen im § 1 des Garantiegesetzes 1977 ein­

geräumte Ermächtigung zur Übernahme von Entschädigungsbürg­

schaften. Die bis 31. Juli 1981 übernommenen oder zugesag­

ten Entschädigungsbürgschaften sind ab Inkrafttreten dieses 

Bundesgesetzes nach dessen Vorschriften zu behandeln und 

auf den Haftungsrahmen gemäß § 1 Abs. 2 anzurechnen. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­

minister für Finanzen betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

nie im Jahr 1969 ursprünglich als "Entwicklungs- und 

Erneuerungsfonds Ges.rn.b.H." geschaffene, nunmehr unter 

der Bezeichnung Finanzierungsgarantie-Gesellschaft robH 

tätige, im Alleineigentum des Bundes stehende Einrichtung 

hat seit Aufnahme ihrer Geschäftstätigkeit Finanzierungen 

für Investitionsprojekte und in jüngster Zeit auch zur Ver­

besserung der Finanzierungss~ruktur im Gesamtausmaß von 

S 3,5 Milliarden durch Haftungsübernahmen gefördert. 

Zusätzlich ist die Gesellschaft als Gutachter und Abwick­

ler für Förderungsaktionen des Bundes im Zusammenhang mit 

InvestLtionsprojekten der gewerblichen \virtschaft herange­

zogen ,worden. 

Insgesamt wurden bis Ende 1980 237 Projekte im Gesamtaus-

maß von S 76~ Milliarden gefördert. Die Garantien der Gesell­

schaft, die auf der Grundlage gemeinsam mit dem Projektanten 

erarbeiteter Ertragsvorschauen dann übernommen werden, wenn 

andere traditionelle Sicherheiten für die Bereitstellung 

von FinanzierungsmLtteln nicht gegeben sind, sind durch Ent­

schädigungsbürgschaften des Bundes rückgedeckt. 

Der Bund wurde von der Gesellschaft bisher für einen Betrag 

von S 147,7 Millionen in Anspruch genommen, das entspricht 

einer auf den Garantieumsatz bezogenen Ausfallsquote von 

rund 4 %. 

Die verstärkte Inangriffnahme von Strukturverbesserungen 

im Produktions- und Dienstleistungssektor der heimischen 

Wirtschaft zur Bewältigung des außenwirtschaftlichen Un­

gleichgewichtes und der Sicherung der Beschäftigung durch 

Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit einerseits sowie die Not-

wendigkeit Strukturanpassungsverluste m gesamtwirtschaft-

'lichen Interesse anderseits so weit als möglich zu minimie­

rene lassen es geboten erscheinen, den Wirkungsbereich der 

Gesellschaft unter Heranziehung des bestehenden Erfahrungs-
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wissens auszubauen und seitens des Bundes die erforder­

lichen Rückhaftungen und Zuschüsse zur Verfügung zu stel­

len. 

Neben der Förderung von Investitionen, die zu einer Er­

weiterung des Vermögens von Unternehmen führen, der Un­

terstützung der Überführung von neuen Fertigungstechniken 

in die Vermarktung von Produkten soll der Verbesserung 

der Finanzierungsstruktur besonderes Augenmerk geschenkt 

werden. 

In Verfolg dieser Ziele werden die im vorstehenden Antrag 

enthaltenen Änderungen des Bundesgesetzes betreffend die 

Erleichterung der Finanzierung von Unternehmungen durch 

Garantien der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft mbH mit 

Haftungen des Bundes (Garantiegesetz 1977) vom 12. Mai 

1977, BGBL. Nr. 286, in der Fassung des Bundesgestzes vom 

23. Feber 1979, BGBL. Nr. 102, vorgeschlagen. Die Entschä­

digungshürgschaften des Bundes werden nunmehr als Verpflich­

tungen des Bundes übernommen, die Gesellschaft schadlos zu 

halten. 

In formeller- Hinsicht wird beantragt diesen Antrag unter 

Verzicht a~~die 1. Lesung dem Finanz- und Budgetausschuß 

zuzuweisen. 
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